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Positionspapier der JU Freiburg zum EU-Asylkompromiss

Positionierung:
Die  Junge  Union  Freiburg  begrüßt  den  Asylkompromiss  der  EU-Innenminister.  Er  stellt  einen
wichtigen  Schritt  hin  zu  einen  zeitgemäßen  Asylverfahrenssystem  dar,  in  dem  tatsächlich
Asylberechtigten  weiterhin  Schutz  gewährt  wird,  aber  ein  Missbrauch  des  Systems  durch
Antragsteller ohne Bleibeperspektive erschwert wird. Die Kommunen in Deutschland ebenso wie in
anderen EU-Staaten sind mit der Bewältigung des gegenwärtigen Flüchtlingsstroms überfordert.
Die  geplante  Durchführung  schneller  Asylverfahren  nahe  den  EU-Außengrenzen  für  illegal
Eingereiste  aus  sicheren Drittstaaten  wird daher  eine  dringend benötigte  Entlastung  bedeuten.
Zudem  werden  einheitliche  Verfahrensstandards  geschaffen,  was  tatsächlich
Anspruchsberechtigten vielfach zu Gute kommen wird. Wir fordern die Bundesregierung auf, den
gefundenen  Kompromiss  im  Gesetzgebungsverfahren  weiterhin  zu  unterstützen  und  nicht  zu
blockieren oder aufzuweichen, wie es in Ampelkreisen teilweise gefordert wird.

Hintergrundinfos:
Die  derzeitigen  Legislativvorschläge  der  EU  zum  Asylverfahrensrecht  sehen  die  Schaffung
einheitlicher  Verfahrensstandards  vor,  wodurch  die  Verfahren  fairer,  effizienter  und  schneller
werden sollen. So werden Dinge wie eine maximale Verfahrensdauer, das Recht auf Dolmetscher
und  Rechtsbeistand  sowie  Mitwirkungspflichten  gegenüber  den  Behörden  etwa  bei  der
Identitätsklärung einheitlich festgelegt. Für bestimmte Antragsteller, die illegal eingereist sind oder
nach einer Such- und Rettungsaktion ausgeschifft wurden, wird ein Grenzverfahren eingeführt, bei
dem Antragsteller während des innerhalb weniger Monate durchzuführenden Asylverfahrens nahe
den EU-Außengrenzen untergebracht werden. Das Verfahren kommt zur Anwendung,  wenn die
Antragsteller eine Gefahr darstellen, wenn sie über ihre Identität täuschen oder wenn sie aus einem
sicheren Drittstaat einreisen. Im Ablehnungsfalle können Antragsteller auch in sichere Drittstaaten
rückgeführt werden.
Diese  vereinbarten  Regelungen  werden  dazu  beitragen,  dass  Antragsteller  ohne  rechtliche
Bleibeperspektive schneller abgeschoben werden können, was zu einer Entlastung des gesamten
Asylsystems  führen  wird.  So  werden  Kapazitäten  frei,  um  sich  besser  um  tatsächlich
Schutzbedürftige und deren gesellschaftliche Integration kümmern zu können. Im Vergleich mit den
bisherigen  Asylverfahrenspraktiken  in  einigen  EU-Staaten  werden  die  einheitlichen
Verfahrensstandards zudem eine Verbesserung für viele Antragsteller bedeuten. Die angestrebte
Kürzung  der  gerade  in  Deutschland  häufig  sehr  langen  Verfahrensdauer  für  bestimmte
Asylverfahren wird schließlich, im Sinne der Gesellschaft wie auch der Antragsteller, dazu dienen,
zeitnah Klarheit über etwaige Bleibeperspektiven der Antragsteller zu erhalten. Die im gefundenen
Asylkompromiss vorgesehenen Regelungen sind somit begrüßenswert.
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